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am 9. März 2012 erhielt der
Österreichische alpenverein Post
aus Brüssel. darin wurde mitgeteilt,
dass die eu-Kommission ein Ver-
tragsverletzungsverfahren gegen
die republik Österreich eingeleitet
hat. aufgegriffen hat die Kommissi-
on die eingeschränkte rechtschutz-
möglichkeit, die die betroffene Öf-
fentlichkeit im feststellungsverfah-
ren nach dem umweltverträglich-
keitsprüfungsgesetz (uVP) hat. zur
betroffenen Öffentlichkeit zählen
anerkannte umweltorganisationen
wie der alpenverein, der Natur-
schutzbund und weitere 32 Organi-
sationen. 

Vor ziemlich genau einem Jahr
hatte der alpenverein gemeinsam
mit dem umweltdachverband und
dem Kuratorium Wald in einer um-

fangreichen Beschwerde defizite in
der umsetzung der richtlinie
85/337/eWG über die umweltver-
träglichkeitsprüfung bei bestimmten
öffentlichen und privaten Projekten
(uVP-rL) beanstandet. ein wesent-
licher Beschwerdegegenstand war
die fehlende Möglichkeit, Bescheide
bekämpfen zu können, in denen
festgestellt wird, dass für ein Projekt
keine umweltverträglichkeitprüfung
durchzuführen ist. dies ist deshalb
wichtig, weil bei ca. 80 % der fälle
festgestellt wird, dass keine erhebli-
chen Beeinträchtigungen zu be-
fürchten sind. denn 2009 hat die
republik ein Vertragsverletzungs-
verfahren abgewendet, indem sie
das uVP-Gesetz novellierte. In ei-
nem eu-Beschwerdeverfahren (Nr.
201/08/eNVI) war davon ausgegan-

gen worden, dass bei erweiterungs-
vorhaben von schigebieten mit Ge-
ländeveränderungen auch unter 20
ha oftmals mit erheblichen umwelt-
auswirkungen zu rechnen ist. aus-
drücklich genannt wurden vom Ge-
setzgeber damals zwei Beispiele:
die schigebietszusammenlegungen
von Mellau-damüls und von Kals-
Matrei in Osttirol. Bei beiden muss-
ten die umweltorganisationen als
zaungäste zusehen, wie seilbahn-
wirtschaft und Politik über europäi-
sches umweltrecht drüberfuhren.
Was das neue Vertragsverletzungs-
verfahren ergeben wird, ist völlig of-
fen. Z
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Immer wieder gibt es Versuche,
die Kompetenzen der Landesum-
weltanwaltschaften (Lua) einzu-
schränken und den umwelt- und
Naturschutz in Österreich zu schwä-
chen. derzeit drehen sich die dis-
kussionen nicht nur um die immer
wiederkehrenden forderungen ver-
schiedener Personen aus Wirt-
schaft und Politik, die die Kompe-
tenzen der Lua beschneiden möch-
ten. auch die langjährige forderung
der NGOs, mehr Parteienstellung in
Naturschutzverfahren zu erhalten,
könnte nun gegen die Lua einge-
setzt werden. 

das aarhus-Komitee hat vor Kur-
zem eine entscheidung veröffent-
licht, nach der Österreich die Beteili-
gung der Bevölkerung bei umwelt-
verfahren (uVP) nicht ausreichend
erfüllt. da Österreich nun am zug
ist, die Missstände zu beheben, ist

zu befürchten, dass neue entwick-
lungen zu Lasten der Kompetenzen
unserer Lua gehen könnten. 

die von den Landesumweltan-
waltschaften immer wieder gefor-
derte stärkung der NGOs in um-
weltverfahren ist äußerst wichtig,
darf aber auf keinen fall auf Kosten
der Kompetenzen der Lua gehen.
Im Gegenteil: die Lua – einrichtun-
gen, die nach Jahrzehnte langem
Kampf von NGOs erreicht worden
sind – sind wichtige Berater für die
Landesregierungen und auch un-
verzichtbare Partner der Natur- und
umwelt-NGOs. 

Im schlimmsten fall könnte nun
den Lua die volle Parteienstellung
entzogen und ohne finanziellen
rückhalt an die NGOs übertragen
werden. NGOs haben die aufgabe,
Mahner und Vordenker zu sein.
selbst so große, wie der Natur-

schutzbund wollen, sollen und kön-
nen diese umfangreichen juristi-
schen aufgaben nicht seriös über-
nehmen. damit wären die „anwälte“
der Natur mehr oder weniger ausge-
schaltet. aus sicht des Naturschutz-
bundes würde eine schwächung
der Lua jedenfalls ein schaden für
den Natur- und umweltschutz in
Österreich sein. Wir wollen den Lan-
desumweltanwälten den rücken
stärken und dürfen uns nicht gegen-
einander ausspielen lassen! des-
halb lautet die forderung des Na-
turschutzBuNdes:

>>stärkung der Kompetenzen der
Landesumweltanwaltschaften

>>einführung der Parteienstellung
für NGOs 

Uvp: Stärkung der Umwelt -
anwaltschaften gefordert!

Uvp:vertragsverletzungsverfah-
ren gegen Österreich eingeleitet 
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